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- Verbindliche Fassung - 

I. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Firma, Sitz und Geschäftsjahr 

1. Die Europäische Aktiengesellschaft (Societas Europaea, SE) führt die Firma 

„Scout24 SE“. 

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in München. 

3. Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und Verwalten und die Ver-

äußerung von Beteiligungen an Unternehmen im In- und Ausland unabhängig von ihrer 

Rechtsform, die  

a. auf dem Gebiet der Online- und Internetdienstleistungen tätig sind, und/oder 

b. im Bereich der Immobilienwirtschaft Dienstleistungen online und/oder offline er-

bringen, insbesondere zur Vermittlung oder zur Verwaltung von Immobilien oder 

damit zusammenhängenden oder verwandten Geschäftszwecken, 

die Vornahme sämtlicher Maßnahmen, die zum Tätigkeitsbereich einer Holding-Gesell-

schaft mit Konzernleitungsfunktion gehören, insbesondere die Geschäftsführung und 

die Erbringung von Dienst- und Beratungsleistungen gegen Entgelt gegenüber ver-

bundenen Unternehmen, sowie die Betätigung auf den in Buchstaben a und b genann-

ten Gegenständen im In- und Ausland.  

2. Die Gesellschaft ist zu allen unmittelbaren oder mittelbaren Maßnahmen berechtigt, 

die dem Gegenstand des Unternehmens zu dienen geeignet sind. Die Gesellschaft 

kann Zweigniederlassungen und andere Unternehmen im In- und Ausland errichten. 

Darüber hinaus kann die Gesellschaft ihre Tätigkeiten auch auf einen Teil des in Abs. 1 

genannten Tätigkeitsbereichs beschränken. 

§ 3 Bekanntmachungen und Informationen 

1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. Soweit rechtlich 

eine andere Form der Veröffentlichung vorgeschrieben ist, ersetzt diese Form die Ver-

öffentlichung im Bundesanzeiger. 

2. Die Gesellschaft ist nach Maßgabe des § 49 Abs. 3 WpHG berechtigt, den Aktionären 

Informationen im Weg der Datenfernübertragung zu übermitteln.  

II. Grundkapital und Aktien 

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt Euro 92.100.000 (in Worten: zweiundneunzig 

Millionen einhunderttausend Euro) und ist eingeteilt in 92.100.000 (in Worten: zweiund-

neunzig Millionen einhunderttausend) Stückaktien.  
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2. Die Aktien lauten auf den Namen. Zum Zwecke der Aufnahme der Aktien in das Aktien-

register übermitteln die Aktionäre der Gesellschaft die Anzahl der von ihnen gehalte-

nen Anteile und, soweit vorhanden, eine E-Mail-Adresse und, sofern der Aktionär eine 

natürliche Person ist, ihren Namen, Adresse und Geburtsdatum oder, sofern der Aktio-

när eine juristische Person ist, ihre Firma, Geschäftsanschrift und Sitz. 

3. Das Grundkapital wurde in Höhe von Euro 92.100.000 (in Worten: zweiundneunzig Milli-

onen einhunderttausend Euro) im Wege der Umwandlung der Scout24 AG in eine SE, 

mit allen Aktiva und Passiva, erbracht. 

4. Die Form der Aktienurkunden sowie etwaiger Gewinnanteils- und Erneuerungsscheine 

setzt der Vorstand fest. Es können Sammelurkunden über Aktien ausgestellt werden. 

Der Anspruch eines Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen, soweit 

nicht eine Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an 

der die Aktie zugelassen ist. Ausgeschlossen ist auch der Anspruch des Aktionärs auf 

die Ausgabe von Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen. 

5. Bei Ausgabe neuer Aktien kann die Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 Abs. 2 S. 3 

AktG geregelt werden. 

6. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats in einer oder mehreren Tranchen bis (einschließlich) zum 17. Juni 2025 

durch Ausgabe von neuen auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen um einen Betrag von bis zu insgesamt Euro 32.280.000,00 zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2020). Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht 

einzuräumen. Die neuen Aktien können gemäß § 186 Abs. 5 AktG auch von einem Kre-

ditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 7 

KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktio-

nären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist jedoch er-

mächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den fol-

genden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 

a. wenn die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gegen Bareinlagen zu 

einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis der bereits 

börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet und der anteilige Betrag 

der nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-

benen Aktien am Grundkapital zehn von Hundert (10 %) des Grundkapitals zum 

Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung in das Handelsregister oder zum 

jeweiligen Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung nicht übersteigt. Auf diese 

Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Wirksamkeit 

dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt der Ausübung der jeweiligen Ermächti-

gung in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert 

wurden. Ebenfalls anzurechnen sind diejenigen Aktien, die von der Gesellschaft 

aufgrund von zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der Ermächtigung ausge-

gebenen Wandel-/Optionsschuldverschrei-bungen ausgegeben wurden bzw. 

noch ausgegeben werden können, sofern die Wandel-/Optionsschuld-verschrei-

bungen nach dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in direkter oder ent-
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sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Be-

zugsrechts der Aktionäre durch die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaf-

ten ausgegeben wurden; 

b. für Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere um die neuen Aktien 

Dritten beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen 

an Unternehmen anbieten zu können; 

c. für Spitzenbeträge; 

d. zur Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und Arbeitnehmer 

und Mitglieder der Geschäftsführung nachgeordneter verbundener Unterneh-

men, im Hinblick auf Arbeitnehmer auch unter Wahrung der Anforderungen des 

§ 204 Abs. 3 AktG;  

e. um Inhabern von Wandel- oder Optionsrechten bezogen auf Schuldverschrei-

bungen, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunter-

nehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht zu gewähren. 

Insgesamt darf der auf Aktien, die auf der Grundlage des Genehmigten Kapitals 2020 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, entfallende an-

teilige Betrag des Grundkapitals zehn von Hundert (10 %) des Grundkapitals nicht über-

schreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 

Ausnutzung dieser Ermächtigung. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze sind diejenigen 

Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 

oder Optionsrechten oder einer Wandlungspflicht ausgegeben wurden oder auszuge-

ben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächti-

gung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben worden sind. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen, insbesondere den Inhalt der aktien-

bezogenen Rechte und die allgemeinen Bedingungen der Aktienausgabe, festzulegen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teil-

weiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 

2020 oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapi-

talerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020 anzupassen. 

7. Das Grundkapital ist um bis zu Euro 10.760.000 durch Ausgabe von bis zu 10.760.000 

neuen auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht. Die bedingte Kapitaler-

höhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

a. die Inhaber bzw. Gläubiger von Optionsschuldverschreibungen, Wandelschuld-

verschreibungen, Genussrechten und/ oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit Options- oder Wandlungsrechten, 

die von der Scout24 SE oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheits-

beteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der or-

dentlichen Hauptversammlung vom 21. Juni 2018 bis zum 20. Juni 2023 ausgege-

ben bzw. garantiert werden, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Ge-

brauch machen oder 

b. die aus von der Scout24 SE oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehr-

heitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 
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ordentlichen Hauptversammlung vom 21. Juni 2018 bis zum 20. Juni 2023 ausge-

gebenen oder garantierten Optionsschuldverschreibungen, Wandelschuldver-

schreibungen, Genussrechten und/ oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) Verpflichteten ihre Options- bzw. Wand-

lungspflicht erfüllen (einschließlich des Falls, dass die Scout24 SE in Ausübung 

eines Tilgungswahlrechts bei Endfälligkeit ganz oder teilweise an Stelle der Zah-

lung des fälligen Geldbetrags Aktien der Scout24 SE gewährt) 

und nicht andere Erfüllungsformen eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom 

Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Options- oder Wand-

lungsrechten oder durch Erfüllung von Options- bzw. Wandlungspflichten entstehen, 

am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, § 4 der Satzung entsprechend der je-

weiligen Inanspruchnahme des bedingten Kapitals und nach Ablauf sämtlicher Opti-

ons- bzw. Wandlungsfristen zu ändern. 

 

§ 5 Organe 

Organe der Gesellschaft sind: 

a. der Vorstand, 

b. der Aufsichtsrat, 

c. die Hauptversammlung. 

III. Der Vorstand 

§ 6 Zusammensetzung und Bestellung 

1. Der Vorstand (das Leitungsorgan) besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Im Übrigen 

wird die Zahl der Vorstandsmitglieder vom Aufsichtsrat bestimmt. 

2. Die Bestellung der Vorstandsmitglieder erfolgt für einen Zeitraum von höchstens fünf 

Jahren. Wiederbestellungen sind zulässig.  

3. Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder, beruft diese ab und bestimmt die 

Verteilung ihrer Verantwortlichkeiten. 

4. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands (CEO) sowie einen stellvertre-

tenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Der Aufsichtsrat kann stellvertretende 

Vorstandsmitglieder bestellen. 

§ 7 Vertretung 

1. Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten durch ein Mitglied des Vorstands, falls ihm 

der Aufsichtsrat die Befugnis zur Einzelvertretung erteilt hat, im Übrigen durch zwei 

Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Pro-

kuristen. Stellvertretende Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertretungs-

macht ordentlichen Vorstandsmitgliedern gleich. 

2. Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder und die zur gesetzlichen 

Vertretung gemeinsam mit einem Vorstandsmitglied berechtigten Prokuristen gene-

rell oder für den Einzelfall von dem Verbot der Mehrfachvertretung gem. 

§ 181 Alt. 2 BGB befreien. Art. 9 Abs. 1c) (ii) SE-VO und § 112 AktG bleiben unberührt. 
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§ 8 Geschäftsführung und Beschlussfassung  

1. Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, dieser 

Satzung und der Geschäftsordnung für den Vorstand. Der Vorstand ist der Gesellschaft 

gegenüber verpflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, die diese Satzung, oder die 

Geschäftsordnung für den Vorstand für die Geschäftsführungsbefugnis getroffen ha-

ben oder die der Aufsichtsrat oder die Hauptversammlung im Rahmen ihrer Kompe-

tenzen festlegen. 

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel (2/3) seiner Mitglieder 

anwesend oder vertreten sind. Besteht der Vorstand aus nur zwei Mitgliedern, ist er nur 

beschlussfähig, wenn beide Vorstandsmitglieder anwesend oder vertreten sind. Sitzun-

gen des Vorstands können auf Anordnung des Vorsitzenden auch per Video- oder Au-

diokonferenz stattfinden.  

3. Wenn der Vorstand aus mehr als drei Mitgliedern besteht und in einer Sitzung nicht 

nach Abs. 2 beschlussfähig ist, muss unverzüglich innerhalb einer (1) Woche eine wei-

tere Sitzung mit der identischen Tagesordnung einberufen werden. In der so einberu-

fenen Sitzung ist der Vorstand beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmit-

glieder anwesend sind oder ihre Stimme auf andere Weise abgeben. 

4. Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-

men gefasst, soweit nicht das Gesetz zwingend eine andere Mehrheit vorschreibt. Be-

steht der Vorstand aus mehr als zwei Mitgliedern, hat der Vorsitzende bei Stimmen-

gleichheit das Recht zum Stichentscheid. Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der Ab-

stimmung und die gefassten Beschlüsse fest. 

5. Der Vorstand gibt sich durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmitglieder eine 

Geschäftsordnung, wenn nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vor-

stand erlässt. 

IV. Der Aufsichtsrat 

§ 9 Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung, Beschlussfassung 

1. Der Aufsichtsrat (das Aufsichtsorgan) besteht aus sechs Mitgliedern. Beschlüsse des 

Aufsichtsrats werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, so-

weit nicht gesetzlich andere Mehrheiten vorgeschrieben sind. Bei Feststellung des Ab-

stimmungsergebnisses werden Stimmenthaltungen nicht mitgezählt. Bei Stimmen-

gleichheit hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats das Recht zum Stichentscheid. 

2. Zu den Mitgliedern des Aufsichtsrats werden bis zur Beendigung derjenigen Hauptver-

sammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2023 beschließt, bestellt: 

a. Herr Dr. Hans-Holger Albrecht, wohnhaft in Umhausen, Österreich, Chief Execut-

ive Officer und Mitglied des Verwaltungsrates der nicht börsennotierten Deezer 

S.A., Paris, Frankreich und London, Vereinigtes Königreich; 

b. Herr Christoph Brand, wohnhaft in Hedingen, Schweiz, Chief Executive Officer 

der nicht börsennotierten Axpo Holding AG, Baden, Schweiz; 

c. Frau Dr. Elke Frank, wohnhaft in Stuttgart, Deutschland, Vorstandsmitglied der 

börsennotierten Software AG, Darmstadt, Deutschland; 
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d. Herr Frank H. Lutz, wohnhaft in München, Deutschland, Vorstandsvorsitzender 

der nicht-börsennotierten CRX Markets AG, München, Deutschland; 

e. Herr Peter Schwarzenbauer, wohnhaft in München, Deutschland, ehemaliges 

Vorstandsmitglied der BMW AG, München, Deutschland; und 

f. Herr André Schwämmlein, wohnhaft in München, Deutschland, Geschäftsführer 

der FlixMobility GmbH, München, Deutschland. 

3. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats leitet die Sitzungen des Aufsichtsrats. Im Fall seiner 

Verhinderung leitet dessen Stellvertreter die Sitzung. 

4. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Präsenzsitzungen gefasst, an de-

nen die Aufsichtsratsmitglieder anwesend sind. Per Video- oder Telefonkonferenz zu-

geschaltete Aufsichtsratsmitglieder gelten für Zwecke dieses § 9 als anwesend und 

können ihre Stimmen auf diesem Wege abgeben. 

5. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder unter den zuletzt angegebe-

nen Kontaktdaten eingeladen sind und mindestens drei Mitglieder an der Beschluss-

fassung teilnehmen. Ein Aufsichtsratsmitglied nimmt auch dann an der Beschlussfas-

sung teil, wenn es sich der Stimme enthält. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können 

an der Beschlussfassung teilnehmen, indem sie eine Stimmabgabe schriftlich, per Te-

lefax oder mit Hilfe sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel (z.B. per E-Mail) 

durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen 

6. Über Gegenstände, die nicht oder nicht rechtzeitig angekündigt wurden, kann der Auf-

sichtsrat nur Beschluss fassen, wenn kein anwesendes Aufsichtsratsmitglied wider-

spricht und mindestens 2/3 der Mitglieder anwesend sind. Abwesenden Aufsichtsrats-

mitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsit-

zenden festzusetzenden angemessenen Frist der Beschlussfassung nachträglich zu wi-

dersprechen oder ihre Stimme schriftlich, per Telefax oder mit Hilfe sonstiger ge-

bräuchlicher Kommunikationsmittel (z.B. per E-Mail) abzugeben; der Beschluss wird erst 

wirksam, wenn kein abwesendes Mitglied innerhalb dieser Frist widersprochen hat. 

7. Vorbehaltlich Abs. 2 und soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne 

der von ihr zu wählenden Mitglieder oder für den Gesamtaufsichtsrat einen kürzeren 

Zeitraum beschließt, werden die Aufsichtsratsmitglieder bis zur Beendigung der or-

dentlichen Hauptversammlung bestellt, die über die Entlastung für das vierte Ge-

schäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, längstens jedoch für sechs 

Jahre. Das Jahr, in welchem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Wiederbe-

stellungen sind zulässig.  

8. Für Aufsichtsratsmitglieder können Ersatzmitglieder gewählt werden, die in einer bei 

der Wahl festgelegten Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausscheidender Aufsichts-

ratsmitglieder treten. 

9. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds gewählt, so be-

steht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. Tritt ein Er-

satzmitglied an die Stelle des Ausscheidenden, so erlischt sein Amt mit Beendigung der 

nächsten Hauptversammlung, in der mit einer Mehrheit, die mindestens drei Viertel der 

abgegebenen Stimmen umfasst, ein neues Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, spätes-

tens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 
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10. Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch eine an 

den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder seinen Stellvertreter zu richtende schriftliche 

Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen auch ohne wichtigen Grund nie-

derlegen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats kann auf die Einhaltung der Frist verzich-

ten. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann die Niederlegung fristlos erfolgen. 

§ 10 Aufgaben und Befugnisse 

1. Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Gesetz, diese Satzung 

oder in sonstiger Weise übertragen oder zugewiesen werden.  

2. Im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser 

Satzung gibt sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung des 

Aufsichtsrats hat zu bestimmen, dass, neben den in § 11 Abs. 1 genannten, für bestimmte 

weitere Maßnahmen oder Arten von Geschäften oder Maßnahmen der Geschäftsfüh-

rung seine Zustimmung erforderlich ist. 

3. Der Aufsichtsrat ist, vorbehaltlich eines Widerrufes, berechtigt, im Voraus bestimmten 

Maßnahmenbündeln allgemein oder einzelnen Maßnahmen unter der Bedingung, dass 

sie bestimmten Anforderungen genügen, zuzustimmen. 

4. Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berechtigt, die nur die Fas-

sung betreffen. 

§ 11 Zustimmungsbedürftige Geschäfte 

1. Der Vorstand bedarf der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats für die folgenden 

Geschäfte: 

a. Abschluss, Änderung oder Beendigung von Beherrschungs-, Gewinnabführungs- 

oder sonstigen Unternehmensverträgen gemäß §§ 291, 292 AktG. 

b. Erwerb und Veräußerung von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen und 

Unternehmensteilen mit einem Verkehrswert von mehr als Euro 25.000.000 (in 

Worten fünfundzwanzig Millionen Euro); dies gilt nicht für Erwerb und Veräuße-

rung innerhalb des Konzerns.  

c. Wesentliche Änderungen oder Auslagerungen gegenwärtiger Tätigkeitsberei-

che, wesentliche Änderungen des Produktions- oder Vertriebsprogramms, Auf-

nahme wesentlicher neuer Geschäftsfelder oder (vollständige oder teilweise) 

Aufgabe wesentlicher bestehender Geschäftsfelder, soweit die entsprechende 

Maßnahme in der Budgetplanung nicht vorgesehen ist; 

d. Die jährliche Budgetplanung für das nächste Geschäftsjahr der Gesellschaft und 

der Gruppe der verbundenen Unternehmen. 

2. Der Aufsichtsrat kann jederzeit weitere Arten von Geschäften und Maßnahmen des 

Vorstands von der Zustimmung des Aufsichtsrats abhängig machen. 

§ 12 Sorgfalts- und Schweigepflicht 

1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben bei der Ausübung ihrer Tätigkeit die Sorgfalt 

ordentlicher und gewissenhafter Amtswalter anzuwenden. 
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2. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- 

oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit bekannt geworden sind, ha-

ben die Aufsichtsratsmitglieder - auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt - Still-

schweigen zu bewahren. Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwie-

genheit über erhaltene vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. 

Bei Sitzungen des Aufsichtsrats anwesende Personen, die nicht Aufsichtsratsmitglieder 

sind, sind zur Verschwiegenheit ausdrücklich zu verpflichten. 

§ 13 Vergütung des Aufsichtsrats 

1. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen eine feste jährli-

che Vergütung in Höhe von Euro 60.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält 

eine feste jährliche Vergütung in Höhe von Euro 140.000,00 und sein Stellvertreter eine 

solche in Höhe von Euro 120.000,00. Jedes Mitglied eines Ausschusses erhält zusätzlich 

eine feste jährliche Vergütung in Höhe von Euro 20.000,00 und jeder Vorsitzende eines 

Ausschusses eine solche in Höhe von Euro 40.000,00. 

2. Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat nicht während eines vollen Geschäftsjah-

res angehört haben, erhalten die sich aus Abs. 1 ergebende Vergütung zeitanteilig in 

Höhe eines Zwölftels für jeden angefangenen Monat ihrer Tätigkeit. 

3. Die Vergütung nach Abs. 1 wird jeweils mit Ablauf des Geschäftsjahres fällig.  

4. Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsratsmitglied die auf seine Bezüge entfallende 

Umsatzsteuer. 

5. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser 

in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden- Haftpflichtversicherung für 

Organe und bestimmte Führungskräfte (D&O-Versicherung) einbezogen. Die Prämien 

hierfür übernimmt die Gesellschaft.  

V. Die Hauptversammlung 

§ 14 Ort und Einberufung 

1. Die Hauptversammlung findet in Deutschland am Sitz der Gesellschaft oder einer ihrer 

Tochtergesellschaften, an einem Ort im Umkreis von 100 km (Luftlinie) vom Sitz der Ge-

sellschaft, am Sitz einer deutschen Wertpapierbörse, an der Aktien der Gesellschaft 

zum Handel zugelassen sind, oder in einer Gemeinde mit mehr als 100.000 Einwohnern 

statt. 

2. Die Hauptversammlung wird, unbeschadet der gesetzlichen Einberufungsrechte des 

Aufsichtsrats und einer Aktionärsminderheit, durch den Vorstand einberufen.  

3. Die Hauptversammlung ist - soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist - mindes-

tens dreißig Tage vor dem Tag der Hauptversammlung einzuberufen. Der Tag der 

Hauptversammlung und der Tag der Einberufung sind nicht mitzurechnen. Diese Ein-

berufungsfrist verlängert sich um die Tage der Anmeldefrist gemäß § 15 Abs. 1 dieser 

Satzung. 

4. Für die Übermittlung von Mitteilungen über die Einberufung nach § 125 Abs. 2, 5 Satz 3 

i.V.m. §§ 67a, 67b AktG genügt nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften der Weg 

elektronischer Kommunikation. Der Vorstand ist – ohne dass hierauf ein Anspruch be-

steht – berechtigt, Mitteilungen auch in Papierform zu versenden.  
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5. Die Hauptversammlung, die über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands und des 

Aufsichtsrats, die Verwendung des Bilanzgewinns und die Wahl des Abschlussprüfers 

beschließt, findet in den ersten sechs Monaten eines jeden Geschäftsjahres statt (or-

dentliche Hauptversammlung). 

§ 15 Teilnahme an der Hauptversammlung und Stimmrecht 

1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und die sich 

rechtzeitig vor der Versammlung angemeldet haben. Die Anmeldung bedarf der Text-

form und muss in deutscher oder englischer Sprache erfolgen und muss der Gesell-

schaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs 

Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Ta-

gen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag des Zugangs und der Tag der 

Hauptversammlung sind bei der Berechnung dieser Frist nicht mitzurechnen. 

2. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung 

auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen 

und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer 

Kommunikation ausüben können oder ihre Stimmen, ohne an der Versammlung teilzu-

nehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen 

(Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Ver-

fahren nach Satz 1 zu treffen. Diese sind in der Einberufung der Hauptversammlung 

bekannt zu machen. 

3. In der Hauptversammlung gewährt eine Aktie eine Stimme. Das Stimmrecht beginnt mit 

der vollständigen Leistung der Einlage. 

4. Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Erteilung 

der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 

Gesellschaft bedürfen der Textform. § 135 AktG bleibt unberührt. In der Einberufung 

kann eine Erleichterung der Form bestimmt werden. Die Übermittlung des Nachweises 

der Vollmacht kann im Wege eines elektronischen Kommunikationsmittels erfolgen, 

das in der Einberufung der Hauptversammlung zu bestimmen ist. 

§ 16 Leitung der Hauptversammlung 

1. Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Die 

Hauptversammlung kann auch von einem anderen Mitglied des Aufsichtsrats oder ei-

nem Dritten ohne Rücksicht darauf, ob der Dritte der Gesellschaft angehört, geleitet 

werden, wenn das Mitglied oder der Dritte vom Aufsichtsrat zu diesem Zweck für den 

Einzelfall oder für eine Mehrzahl von Fällen bestimmt worden ist. Übernimmt der Vor-

sitzende des Aufsichtsrats nicht den Vorsitz und ist kein anderes Mitglied des Aufsichts-

rats und kein Dritter für den Vorsitz bestimmt worden, wird der Versammlungsleiter un-

ter dem Vorsitz des Aktionärs mit dem höchsten in der Hauptversammlung erschiene-

nen Anteilsbesitz oder seines Vertreters durch die Hauptversammlung gewählt. 

2. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der Verhand-

lungsgegenstände und der Abstimmungen, die auch von der Ankündigung in der Ta-

gesordnung abweichen kann. Er bestimmt weiterhin die Form, das Verfahren und die 

weiteren Einzelheiten der Abstimmung und kann auch festlegen, dass mehrere Abstim-

mungen in einem Sammelgang zusammengefasst werden. 
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3. Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre angemessen beschrän-

ken. Er kann insbesondere zu Beginn oder während der Hauptversammlung einen zeit-

lich angemessenen Rahmen für den Verlauf der Versammlung, für die Aussprache zu 

den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie die Rede- und Fragezeit generell oder für 

den einzelnen Redner angemessen festsetzen. 

§ 17 Beschlussfassung der Hauptversammlung 

Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingend gesetzliche Vorschrif-

ten oder die Satzung eine größere Mehrheit vorsehen, mit einfacher Mehrheit der abgege-

benen gültigen Stimmen gefasst. Für Satzungsänderungen bedarf es, soweit nicht zwingende 

gesetzliche Vorschriften oder die Satzung eine andere Mehrheit vorschreiben, einer Mehr-

heit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen bzw., sofern mindestens die Hälfte 

des Grundkapitals vertreten ist, der einfachen Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen.  

§ 18 Übertragung der Hauptversammlung 

Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertra-

gung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulassen, 

wenn dies in der Einladung zur Hauptversammlung angekündigt wurde. Die Übertragung 

kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit uneingeschränkten Zugang hat. 

VI. Jahresabschluss, Gewinnverwendung 

§ 19 Jahresabschluss 

1. Der Vorstand hat für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den La-

gebericht sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht innerhalb der ge-

setzlichen Fristen aufzustellen und unverzüglich nach der Aufstellung dem Aufsichtsrat 

und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat ei-

nen Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns vorzulegen. 

2. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die 

Verwendung des Bilanzgewinns sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebe-

richt zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich an die Hauptversamm-

lung zu berichten. Am Schluss des Berichts hat der Aufsichtsrat zu erklären, ob er den 

vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernabschluss billigt. Billigt der 

Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, ist dieser festgestellt. 

3. Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, sind sie ermächtigt, den 

Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Be-

träge und eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrückla-

gen einzustellen. Die Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte des Jahresüber-

schusses ist nicht zulässig, soweit die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grund-

kapitals übersteigen oder nach der Einstellung übersteigen würden. 

§ 20 Gewinnverwendung 

1. Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestell-

ten Jahresabschluss ergebenden Bilanzgewinns. 

2. Die Hauptversammlung kann neben oder anstelle einer Barausschüttung auch eine 

Sachausschüttung beschließen. 
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3. Der Vorstand kann mit Zustimmung des Aufsichtsrats nach Ablauf des Geschäftsjahrs 

einen Abschlag auf den voraussichtlichen Bilanzgewinn an die Aktionäre zahlen.  

VII. Schlussbestimmungen 

§ 21 Gerichtsstand 

Durch Zeichnung oder Erwerb von Aktien oder Zwischenscheinen unterwirft sich der Aktio-

när für alle Streitigkeiten mit der Gesellschaft oder Mitgliedern von Organen der Gesellschaft 

dem ordentlichen Gerichtsstand der Gesellschaft, soweit dem nicht zwingende gesetzliche 

Vorschriften entgegenstehen. 

§ 22 Gründungskosten / Aufwand des Formwechsels 

1. Die Gesellschaft hat den ihr oder ihrem Gründer sowohl bei der rechtlichen Gründung 

GmbH als auch bei der sogenannten "wirtschaftlichen Neugründung" als GmbH ent-

standenen Gründungsaufwand (Rechtsanwalts-, Notar- und Gerichtskosten) bis zu ins-

gesamt Euro 2.500,00 getragen. 

2. Die Kosten des Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform der Aktiengesell-

schaft hat die Gesellschaft bis zur Höhe von Euro 150.000 getragen. 

§ 23 Kosten der Umwandlung in eine SE 

Die Kosten der Umwandlung in eine SE, wie Gerichts- und Notarkosten, die Kosten des 

besonderen Verhandlungsgremiums, die Kosten der Prüfung der Umwandlung, die 

Kosten der Veröffentlichung sowie sonstige Rechts- und Beratungskosten werden bis 

zu einem Gesamtbetrag von Euro 1.500.000 von der Gesellschaft getragen. 
 


